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Briefing Notes 
Gruppe 62 – Informationszentrum Asyl und Migration 

26. April 2021 

Äthiopien 

Zahlreiche Tote infolge ethnischer Gewalt  
Wie ein Regierungsvertreter am 23.04.21 erklärte, seien im Regionalstaat Amhara mindestens 100 Menschen 
infolge ethnischer Gewalt ums Leben gekommen, über 100.000 seien vertrieben worden. Die Stadt Ataye (Zone 
North Shoa) sei bei Kämpfen zwischen örtlichen Sicherheitskräften und einer Gruppe bewaffneter Angreifer völlig 
zerstört worden. Äthiopische Medien machen die OLF-Shane, eine bewaffnete Splittergruppe der Oromo 
Liberation Front, für die Gewalt verantwortlich. Eine Beteiligung wird allerdings dementiert. Um die Lage zu 
stabilisieren, hat das äthiopische Verteidigungsministerium den Ausnahmezustand für die Zonen North Shoa, South 
Wollo und die Oromo-Zone (Zone 5) ausgerufen, die mehrheitlich von ethnischen Oromo bewohnt werden und die 
Region unter militärisches Kommando gestellt. 
Von gewalttätigen Auseinandersetzungen wird auch aus dem Regionalstaat Benishangul-Gumuz berichtet. Nach 
Angaben der äthiopischen Menschenrechtskommission (EHRC) sollen am 19.04.21 bewaffnete Milizen die Region 
Woreda Sedal (Kamashi-Zone) an der Grenze zum Sudan fast vollständig unter ihre Kontrolle gebracht haben. 
Augenzeugen berichten von Opfern unter der Zivilbevölkerung, Entführungen von öffentlich Bediensteten und 
Plünderungen. Sicherheitskräfte wurden zur Verstärkung der örtlichen Polizei entsendet.  

UN-Sicherheitsrat besorgt über Lage in Tigray 
In einer am 22.04.21 veröffentlichten Erklärung hat der UN-Sicherheitsrat den ungehinderten Zugang für 
Hilfsorganisationen in die Konfliktregion Tigray gefordert. Ca. 4,5 Mio. Menschen in der Region benötigen Hilfe. 
Der Sicherheitsrat zeigt sich zudem „tief besorgt“ angesichts der Berichte über Kriegsverbrechen und sexuelle 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen, für die vor allem eritreisches Militär verantwortlich gemacht wird. Zwar hatte 
Eritrea den Abzug seiner Truppen angekündigt (vgl. BN v. 29.03.21), eine Umsetzung scheint bislang noch nicht 
erfolgt zu sein. Auch die Kämpfe halten derzeit offenbar noch an. UNICEF warnte davor, dass für den Konflikt in 
Tigray kein „Ende in Sicht“ sei. 

Afghanistan 

Ernährungssicherheit 
Laut einer Nachricht der Internationalen Föderation der Rotkreuz- und Rothalbmondgesellschaften (IFRC) vom 
20.04.21 würden in Afghanistan, aufgrund einer der schlimmsten Dürren der letzten zehn Jahre 13,1 Mio.Menschen 
unter Nahrungsmittelmangel leiden. Durch die Dürre besonders betroffen seien die Provinzen Herat, Badghis, 
Farah, Nimroz, Jawzjan und Sar-e Pul. Dazu würde auch in Teilen des Landes das Wasser knapp werden. Die 
Armutsrate für das Jahr 2020 läge bei 47,1 % im Land. 
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Anschläge und zivile Opfer 
Am 26.04.21 wurden fünf Zivilisten bei einem Raketenanschlag auf das Gebäude des Gouverneurs der Provinz Kunar 
in der Stadt Asadabad verletzt. Am 25.04.21 wurde berichtet, dass in der Provinz Maidan Wardak bei zwei 
voneinander unabhängigen Anschlägen insgesamt zwölf Zivilisten getötet und drei verletzt wurden. Am 24.04.21 
sind in der Provinz Ghazni drei Zivilisten bei einem Bombenanschlag ums Leben gekommen und in der Provinz 
Kandahar bei einer Explosion vier Zivilisten getötet und drei weitere verletzt worden. Zudem seien in Kabul 
voneinander unabhängig ein Regierungsmitarbeiter und ein Universitätsdozent erschossen worden. Am 21.04.21 
wurden in den Provinzen Ghor und Parwan bei Anschlägen duch die Taliban fünf Menschen getötet und drei 
verletzt. Darunter waren drei Studenten und ein Regierungsmitarbeiter. Am 20.04.21 wurde berichtet, dass die 
Taliban in der Provinz Herat drei Zivilisten haben auspeitschen lassen, da sie im Fastenmonat Ramadan gegessen 
hätten. Ebenfalls am 20.04.21 seien 28 Zivilisten durch eine Spezialeinheit aus Talibangefängnissen in der Provinz 
Helmand befreit worden. 

COVID-19-Pandemie 
Die afghanische Regierung gab am 25.04.21 bekannt, dass sie plane 60 % der Bevölkerung gegen COVID-19 zu 
impfen. Dies könne dank finanzieller Unterstützung durch die Weltbank und die Asian Development Bank realisiert 
werden. Am 22.04.21 berichtete das afghanische Gesundheitsministerium, die Zahl der positiv getesteten Personen 
sei im Vergleich zum Vormonat um 70 % angestiegen. 

Algerien 

Islamwissenschaftler wegen angeblicher Blasphemie verurteilt 
Am 22.04.21 wurde der Islamwissenschaftler Said Djabelkhir zu drei Jahren Haft verurteilt. Er hatte die Gültigkeit 
einiger Hadithe (Aussprüche und Handlungen), welche dem Propheten Mohammed zugeschrieben werden, 
hinterfragt. Das algerische Strafgesetzbuch sieht eine Strafe von drei bis fünf Jahren Gefängnis für die 
Verunglimpfung oder Beleidigung des Islams und seiner Vertretungen vor.  
Das Urteil wurde durch Menschenrechtsorganisationen kritisiert. Djabelkhir kündigte bereits an, in Revision zu 
gehen. 

Angola 

Ausstrahlung von TV-Sendern suspendiert 
Das Ministerium für Telekommunikation, Informationstechnologien und Soziale Kommunikation (MINTTICS) 
veröffentlichte Medienberichten zufolge am 20.04.21 eine am Folgetag wirksame Entscheidung, nach der drei 
private Fernsehsender bis auf Weiteres nicht ausgestrahlt werden dürfen. Die Sender Zap Viva und Vida TV, welche 
jeweils von Töchtern des ehemaligen Staatspräsidenten dos Santos, geleitet werden, müssten laut der 
Entscheidung ihre Tätigkeit in Einklang mit dem Gesetz registrieren lassen. Der Sender Record TV África, der zur 
Universalkirche des Königreichs Gottes (IURD), einer Pfingstgemeinde, des brasilianischen Unternehmers Edir 
Macedo gehört, werde entgegen der Vorschriften nicht von einem angolanischen, sondern von einem 
brasilianischen Staatsangehörigen geleitet. Mit der Entscheidung des MINTTICS soll auch die provisorische 
Registrierung von Zeitungen, Zeitschriften, Internetseiten und Radiosendern suspendiert worden sein, bei denen 
Regelverstöße festgestellt worden sind. 
Die Journalistenvereinigung Sindicato dos Jornalistas Angolanos habe den Medienberichten zufolge ihre 
Vorbehalte bezüglich der Entscheidung zum Ausdruck gebracht und den Zeitpunkt in Frage gestellt, da die drei 
Sender seit geraumer Zeit aktiv gewesen waren. Die Maßnahme geschehe vor dem Hintergrund eines bereits 
bestehenden (weitgehenden) Monopols des Staats im Bereich Fernsehen. 
Zwischen der IURD und den Behörden bestanden schon zuvor Konflikte. Am 06.04.21 sollen sieben brasilianische 
Geistliche von der Migrationsbehörde aufgefordert worden sein, das Land zusammen mit ihren Familien innerhalb 
von 15 Tagen zu verlassen. Im August 2020 hatte die Generalstaatsanwaltschaft die Schließung von IURD-Kirchen 
veranlasst, u.a. wegen Vorwürfen der Steuerhinterziehung, des Vertrauensbruchs und der Geldwäsche. Record TV 
África sendete mehrere regierungskritische Reportagen. 
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Armenien 

Ministerpräsident tritt zurück 
Ministerpräsident Nikol Paschinjan hat, wie im März 2021 angekündigt, am 25.04.21 seinen Rücktritt erklärt. Bis zu 
den vorgezogenen Parlamentswahlen am 20.06.21 werde er geschäftsführend im Amt bleiben. Um das armenische 
Parlament aufzulösen, muss der Ministerpräsident zurücktreten. Paschinjan will am 20.06.21 erneut für das Amt 
kandidieren. Die Neuwahlen sollen das Land aus einer innenpolitischen Krise führen. Seit dem Ende des 
kriegerischen Konflikts um Berg-Karabach am 09.11.20 steht Paschinjan in seiner Heimat erheblich unter Druck. 
Viele Armenier machen ihn für die massiven Gebietsverluste im Krieg gegen Aserbaidschan verantwortlich. Sie 
haben bei andauernden Protesten immer wieder seinen Rücktritt gefordert. 

China 

Xinjiang: Uigurischer Autor verurteilt 
Der bekannte uigurische Autor Ahtam Omer, der sich seit dem 12.03.17 in Haft befindet, wurde zu 20 Jahren 
Gefängnis verurteilt. Er war festgenommen worden, weil er seinen Neffen zum Studium nach Ägypten geschickt 
und während des Studiums finanziell unterstützt hatte. Im Sommer 2020 fiel ein von chinesischen Behörden als 
separatistisch eingestuftes Werk Omers einer Bücherverbrennungskampagne zum Opfer. Die Verurteilung des 
Autors soll wegen illegaler religiöser Aktivitäten und der Teilnahme an illegalen Versammlungen erfolgt sein. 
Omers Neffe soll nach seiner Rückkehr nach China zu 13 Jahren Haft verurteilt worden sein. 

Côte d’Ivoire 

Überfall auf Militärbasis abgewehrt 
Bei einer Attacke auf eine nördlich der Wirtschaftsmetropole Abidjan gelegene Militärbasis sind in der Nacht vom 
20. auf den 21.04.21 drei Angreifer getötet und zwei Personen verwundet worden. Das geht aus Medienberichten 
hervor, die sich auf Angaben der ivorischen Armee berufen. Motiv und Identität der bewaffneten Angreifer blieben 
zunächst unklar. Drei Wochen vor der Attacke auf die Militärbasis sind bei Angriffen auf Verteidigungs- und 
Sicherheitskräfte im Norden des Landes unweit der Grenze zu Burkina Faso mindestens sechs Personen getötet 
worden (vgl. BN v. 12.04.21). 

DR Kongo 

Pressefreiheitsindex: DR Kongo unverändert im roten Bereich 
Mit dem Regierungswechsel Ende 2018 verbesserte sich die Pressefreiheit auch unter der Präsidentschaft von Félix 
Tshisekedi im Pressefreiheitsindex bisher lediglich um insgesamt fünf Plätze. Für das Jahr 2021 hat Reporter ohne 
Grenzen (RSF) bereits ein kritisches Bild der Lage der Pressefreiheit gezeichnet (vgl. BN v. 01.03.21). 

Gambia 

Nahezu unveränderte Lage der Pressefreiheit 
Der jährlich erscheinende Bericht der NGO Reporter ohne Grenzen (RSF) zur Lage der Pressefreiheit wies Gambia 
im Jahr 2021 Platz 85 unter 180 Ländern zu. Seit 2017 positioniert sich Gambia im Pressefreiheitsindex damit um 
insgesamt 58 Plätze höher (2017: Platz 143). Die aus der Ära des Präsidenten Yayah Jammeh stammende restriktive 
Mediengesetzgebung besteht nach wie vor in Teilen fort. RSF weist für das Berichtsjahr 2020 weiterhin auf 
Verletzungen der verfassungsrechtlich garantierten Pressefreiheit hin. Die im Umfeld der zwischenzeitlich 
verbotenen zivilgesellschaftlichen Protestdemonstration „3 Years Jotna“ operierenden drei Journalisten, die laut 
RSF Anfang 2020 wegen Vorwürfen der Anstiftung zum Aufruhr vorübergehend festgenommen wurden, sind 
zwischenzeitlich von allen Anklagepunkten freigesprochen. Auch die laut RSF Anfang 2020 vorübergehend 
geschlossenen (zwei) Medienhäuser dieser Journalisten sind wieder voll operativ.  
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Indien 

COVID-19-Pandemie: Fallzahlen weiterhin hoch 
Indien hat nach Angaben vom 25.04.21 einen Höchstwert an Corona-Neuinfektionen innerhalb eines Tages 
verzeichnet. In Krankenhäusern mangelt es an Betten, antiviralen Medikamenten und medizinischem Sauerstoff. 
Der Sieben-Tage-Inzidenzwert ist gleichwohl vergleichsweise moderat. Internationale Hilfen wurden von 
mehreren Staaten in Aussicht gestellt. Auch aus Pakistan wurden Solidaritätsbekundungen abgegeben und die 
Lieferung von medizinischen Gütern in Aussicht gestellt. 

Indien / Pakistan 

Bereitschaft zu Gesprächen im Kaschmir-Konflikt 
Pakistan hat grundsätzliche Bereitschaft zur Fortführung von Dialogen im Kaschmir-Konflikt gezeigt, sollte Indien 
sich bereit erklären, die Lebensumstände in Jammu und Kaschmir zu erleichtern. Die Gespräche waren seit 2019 
zum Erliegen gekommen, nachdem Indien u.a. Truppen in das Gebiet entsandt, Ausgangssperren verhängt und den 
Sonderstatus aufgehoben hatte. 

Irak 

Demonstrationen und Klinikbrand 
Weiterhin kam es in weiten Teilen des Landes zu Demonstrationen gegen Korruption und zögerliches 
Regierungshandeln. In der Nacht vom 24. auf den 25.04.21 kam es in Bagdad zu einem Großbrand im Ibn-Khatib-
Krankenhaus, das eine erhebliche Zahl an Corona-Patienten versorgte. Nach derzeitigem Stand gab es mindestens 
82 Tote und 110 Verletzte. Verursacht wurde das Feuer nach ersten Erkenntnissen durch unsachgemäße Lagerung 
von Sauerstoffflaschen und beschleunigt durch erhebliche Baumängel. Der Vorfall gab den landesweiten 
Demonstrationen erheblichen Aufschwung. Am Folgetag wurden Demonstrationen aus den Provinzen Bagdad, Dhi 
Qar, Wasit, Babil, Karbala, Najaf, Muthanna und Basra gemeldet. Die Sicherheitskräfte verhielten sich 
zurückhaltend. Es kam sofort zu Rücktrittsforderungen gegenüber Gesundheitsminister Hassan al-Tamimi. Am 
25.04.21 ordnete Premierminister Kadhimi die Suspendierung al-Tamimis an, ebenso die des Gesundheitsministers 
der Provinz Bagdad und des Leiters des Gesundheitsamtes des Bagdader Stadtteils Rusafa. Analysten befürchten 
ein erhebliches Potential für Eskalation bei den Demonstrationen, die erneut von weiten Teilen der Bevölkerung 
getragen werden könnten, die zuvor der Regierung eher loyal gegenüberstanden. 

Überlegungen zu IDPs 
Am 22.04.21 äußerte die Ministerin für Migration und Binnenvertriebene, Evan Faeq Yakoub Jabro (eine chaldäische 
Christin), erstmals Überlegungen, Familien in den zwei verbliebenen Camps für intern Vertriebene außerhalb der 
KR-I eine Umsiedlung in andere Landesteile des Iraks außerhalb ihre Heimatregion zu ermöglichen. Die irakische 
Regierung hatte im Laufe des letzten Jahres fast alle IDP-Camps im Zentralirak geschlossen, was 
Menschenrechtsgruppen und internationale Beobachter als Versuch werten, die IDPs zur Rückkehr zu zwingen. 
Allerdings können aus diversen Gründen viele IDPs nach wie vor nicht in ihre Heimatkreise zurückkehren und eine 
Umsiedlung ist nach irakischem Recht sehr schwierig. Die angebotenen Wiederaufbauhilfen seien nicht 
ausreichend und die Bedingungen für eine Rückkehr oft nicht gegeben. 
In den verbliebenen Camps im Zentralirak leben vor allem sunnitische Familien, die teilweise aufgrund von echten 
oder unterstellten IS-Verbindungen nicht in ihre Heimatgemeinden zurückwollen oder können oder deren 
Heimatdörfer derzeit von schiitischen Milizen besetzt sind.  
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Iran 

Amnesty International (ai): mindestens 246 Hinrichtungen im Jahr 2020 
Laut dem ai-Jahresbericht vollstreckte Iran mit mindestens 246 bekannt gewordenen Hinrichtungen (darunter 
neun Frauen) die meisten Todesurteile im Jahr 2020. Die Anzahl der Exekutionen soll ai zufolge weltweit rückläufig 
sein, zudem hätten einige Länder die Hinrichtungen coronabedingt ausgesetzt. Iran verzeichnet jedoch lediglich 
fünf Hinrichtungen weniger als im Vorjahr. 

Pressefreiheit 
Im globalen Pressefreiheitsindex von Reporter ohne Grenzen (RSF) 2021 belegt Iran Platz 174 von 180 Ländern 
(2020: Platz 173). Beklagt werden systematische Versuche der Informationskontrolle und Einschränkungen der 
Pressefreiheit besonders im Rahmen der Berichterstattung zur COVID-19-Pandemie. Bedrohungen, Verhaftungen, 
Strafprozesse und Hafturteile gegen Journalisten hätten weiterhin zugenommen. 

Israel / Palästinensische Autonomiegebiete 

Jerusalem: Zusammenstöße mit Sicherheitskräften 
Als Reaktion auf die täglichen Auseinandersetzungen zwischen palästinensischen Teilen der Bevölkerung und der 
Polizei seit Beginn des Ramadan am 13.04.21 (vgl. BN v. 19.04.21), fand am Abend des 22.04.21 ein 
Demonstrationszug von Anhängern der extremistischen jüdischen Gruppierung Lehava (Organisation zur 
Prävention von Assimilation im Heiligen Land) statt. Die Polizei verhinderte ein Aufeinandertreffen der Gruppierung 
mit palästinensischen Aktivistinnen und Aktivisten, woraufhin es zu Auseinandersetzungen der beiden Parteien mit 
der Polizei kam. Mehr als 50 Personen wurden verhaftet. Das palästinensische Rote Kreuz berichtete von 105 
Verletzten, während die israelische Polizei von 20 verletzten Einsatzkräften sprach. 

Jemen 

COVID-19-Pandemie 
Die COVID-19-Impfkampagne begann in den von der Regierung kontrollierten Gebieten am 20.04.21, drei Wochen 
nachdem die ersten 360.000 Impfdosen im Land eingetroffen waren (vgl. BN v. 12.04.21). 10.000 Dosen sollen 
Berichten zufolge mit Hilfe der UN an die Houthi-Behörden in Sanaa geliefert werden. Die Regierung hat zuvor 
erklärt, dass der Impfstoff kostenlos sei und im ganzen Land verteilt werden soll. Seit Mitte Februar 2021 gibt es 
im Jemen einen deutlichen Anstieg von COVID-19-Fällen. 

Jordanien 

Freilassungen nach Putschvorwürfen 
16 Personen, denen gemeinsam mit Prinz Hamzah eine Verschwörung vorgeworfen wurde (vgl. BN v. 12.04.21), 
wurden am 22.04.21 aus dem Gewahrsam entlassen. Ihnen stehen weitere polizeiliche Untersuchungen bevor. 
Angaben der Regierung zufolge verbleiben Bassem Awadallah und Sharif Hassan bin Zaid aufgrund der Schwere 
der Vorwürfe gegen sie in Haft. Prinz Hamzah befindet sich in seinem Palast unter Aufsicht. 

Kolumbien 

Gefechte im Departamento Cauca 
Medienberichten zufolge kam es am 17.04.21 in der Gemeinde Argelia zu Kämpfen zwischen der Armee und 
Dissidenten der FARC-Guerilla. Hierbei verloren 14 Rebellen und ein Soldat ihr Leben. Mindestens drei Zivilisten 
wurden bei der Flucht aus dem Kampfgebiet durch Landminen schwer verletzt. 



6 

Zunahme gezielter Tötungen 
Im Zeitraum vom 01.01.21 bis 13.04.21 sind laut der NGO Indepaz 102 Personen in elf Departamentos Opfer 
gezielter Tötungen geworden. Dies stellt einen Anstieg um ein Drittel im Vergleich zum Vorjahreszeitraum dar. 
Besonders stark betroffen sind die Regionen Cauca, Antioquia, Valle de Cauca und Nariño. Die Gewalt geht von 
verschiedenen bewaffneten Gruppierungen aus, die um die Kontrolle von Landstrichen und die Einnahmen aus 
Drogenhandel, Schmuggel und illegalem Bergbau konkurrieren. 

Kuwait 

Mord nach Entlassung auf Kaution 
Am 20.04.21 wurde eine Frau von einem Mann ermordet, gegen den sie bereits zweifach bei der Polizei Anzeige 
wegen Belästigung erstattet hatte. Der Täter wurde durch die Polizei in Gewahrsam genommen, später jedoch auf 
Kaution freigelassen. Daraufhin machte er die Frau ausfindig und tötete sie. Innerhalb weniger Stunden wurde der 
Täter erneut gefasst. Die Familie des Opfers beschuldigte die Polizei, ihre Schutzfunktion nicht ernstgenommen zu 
haben. Die Familie hätte die Behörden wissen lassen, dass der Täter die Frau umbringen würde, sollte die Polizei 
ihn aus der Haft entlassen. Bereits seit längerem wird die Gesetzgebung in solchen Fällen beklagt. Frauen würden 
nicht ausreichend geschützt. 

Montenegro 

Straftaten gegen Journalisten sollen konsequenter verfolgt werden 
Laut aktuellem Medienbericht hat die 2013 gegründete Kommission zur Beobachtung von Gewalt gegen Medien 
unter ihrem neuen Leiter, dem Programmdirektor der Tageszeitung Vijesti Mihailo Jovovic, die 
Strafverfolgungsbehörden aufgefordert, konsequenter bei der Aufklärung von (in der Vergangenheit häufigen) 
Angriffen gegen Journalisten und Medien tätig zu werden. Jovovic habe in einer Pressekonferenz der 
Vorgängerregierung mangelnden politischen Willen bei der Durchsetzung dieses Zieles vorgeworfen. Die 
amtierende Regierung ernannte am 22.04.21 neue Kommissionsmitglieder, darunter Journalisten, Medien- und 
NGO-Vertreter sowie Angehörige von Innenministerium, Polizei, Staatsanwaltschaft und der Nationalen 
Sicherheitsbehörde. Der Erfolg der Kommission hänge wesentlich vom politischen Willen der Exekutive und der 
Staatsanwaltschaft zur Kooperation mit der Kommission ab. Die Europäische Kommission hatte in ihrem 
Fortschrittsbericht 2020 fehlende Fortschritte in diesem Bereich bemängelt und konsequenteres Handeln 
gefordert. 

Myanmar 

Proteste und Konflikte im Zusammenhang mit dem Militärputsch dauern an 
Angaben der Menschenrechtsorganisation Assistance Association for Political Prisoners (AAPP) zufolge starben 
bislang 751 Personen durch Polizei- und Militärgewalt. 3.431 Personen befinden sich derzeit in Haft, 1.159 
Haftbefehle stehen noch aus. 
Nach Einschätzungen des Welternährungsprogramms (WFP) steht Myanmar vor einer Ernährungs- und einer 
Gesundheitskrise. 
Anlässlich der Teilnahme von Juntachef Min Aung Hlaing an einem Sondergipfel der Vereinigung Südostasiatischer 
Staaten (ASEAN) in Jakarta am 24.04.21 fanden im Zentrum von Yangon erstmals seit Wochen größere Proteste 
statt. Im Rahmen des Gipfeltreffens wurde Min Aung Hlaing dazu aufgefordert, die Gewalt in Myanmar zu beenden 
und mit Vertreterinnen und Vertretern der Zivilgesellschaft in Dialog zu treten. 
Zwischen dem 18.04.21 und dem 21.04.21 kamen bei bewaffneten Zusammenstößen zwischen Streitkräften der 
Junta und Zivilpersonen in Kani, Yinmabin (Provinz Sagaing) und Myingyan (Provinz Mandalay) mindestens sechs 
Zivilpersonen und sechs Armeemitglieder ums Leben. 
Im Bundesstaat Shan feuerte die myanmarische Armee (Tatmadaw) am 18., 19. und 21.04.21 Langstreckenartillerie 
auf Ziele entlang der thailändischen Grenze ab. Mehrere Granaten explodierten wenige Kilometer von den 
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Binnenvertriebenenlagern Loi Tai Leng, Koung Jor und Loi Kaw Wan entfernt. In Loi Kaw Wan leben etwa 2.500 
Menschen, in fünf weiteren Lagern entlang der Grenze insgesamt 3.500 Menschen. 
Im Bundesstaat Kachin flohen über 1.500 Personen aus neun Dörfern der Gemeinde Momauk vor den sich 
intensivierenden Kämpfen zwischen der Kachin Independent Army (KIA) und der Tatmadaw. Seit dem Putsch 
sollen Streitkräfte der KIA insgesamt zehn Armeestützpunkte der Tatmadaw eingenommen haben. Seit dem 
11.04.21 fliegt die Tatmadaw immer wieder Luftangriffe gegen die KIA, um die Kontrolle über die strategisch 
wichtige Militärbasis Alaw Bum zurückzugewinnen. UN-Schätzungen zufolge wurden im Zusammenhang mit 
Konflikten nach dem Militärputsch am 01.02.21 bereits 250.000 Menschen vertrieben. 
Bei Zusammenstößen zwischen der Tatmadaw und der Karen National Liberation Army (KNLA) nach einem Protest 
in Thaton (Bundesstaat Mon) sollen zwei Soldaten der Tatmadaw getötet worden sein.  

Nigeria 

Neuer Polizeichef ernannt 
Angesichts der sich verschlechternden Sicherheitslage werden große Erwartungen in die Ernennung des neuen 
Inspector General of Police (IGP), Usmann Alkali Baba, durch Präsident Buhari gesetzt.  
Zuletzt hatte die Befreiung von über 1.800 Gefangenen aus einer Haftanstalt im Südosten des Landes für 
Schlagzeilen gesorgt (vgl. BN v. 12.04.21). In den nördlichen Bundesstaaten kam seit Dezember 2020 zu einer 
ganzen Reihe von Entführungen im Zusammenhang mit Überfällen auf Bildungseinrichtungen (vgl. BN v. 22.03.21). 
Auch ereigneten sich Mitte April 2021 Überfälle krimineller Banden auf Dörfer im Nordwesten mit Dutzenden 
Todesopfern. Als große Herausforderungen innerhalb der Polizei gelten die Bekämpfung der Korruption, die 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen sowie des Informationsaustauschs zwischen Sicherheitsbehörden und die 
Modernisierung der Ausrüstung. Bei den #EndSARS genannten Protesten gegen Polizeigewalt und staatliche 
Willkür kamen im Oktober 2020 Dutzende Menschen um (vgl. BN v. 26.10.21). 

Dutzende Tote bei Überfällen im Nordwesten 
Am 21.04.21 haben Bewaffnete im nordwestlichen Bundesstaat Zamfara Medienberichten zufolge sechs Dörfer 
angegriffen und dabei zwischen 45 und 60 Menschen getötet. Die Angreifer sollen auch Nahrungsmittelvorräte 
vernichtet haben. Ein nigerianischer Fernsehsender meldete, dass sich am Vortag ähnliche Überfalle auf die 
ländliche Bevölkerung in anderen Gegenden desselben Bundesstaats ereignet hatten. In der Region war zuletzt ein 
Anstieg von Angriffen von meist mit Motorrädern und Sturmgewehren ausgerüsteten Kriminellen zu verzeichnen. 

Drei Entführungsopfer getötet 
Die Entführung von mindestens 20 Studierenden und drei Mitarbeitenden der Greenfield University im Bundesstaat 
Kaduna im Norden am 20.04.21 endete für drei der Entführungsopfer, zwei Frauen und einen Mann, tödlich. Das 
ist aktuellen Medienberichten zu entnehmen, die sich auf Angaben von Vertretern örtlicher Behörden und der 2019 
gegründeten privaten Greenfield University berufen. Die Identität der Kidnapper blieb bisher unbekannt. Bei den 
in den nördlichen Bundesstaaten zuletzt häufigen (vgl. BN v. 22.03.21) Fällen von Massenentführungen geht es oft 
um die Erpressung von Lösegeld. Im konkreten Fall der entführten Studierenden und Mitarbeitenden der 
Greenfield University berichten nigerianische Medien unter Berufung auf Angaben des Managements der 
Bildungseinrichtung von einer Lösegeldforderung in Höhe von insgesamt 800 Mio. NGN (ca. 1,7 Mio. EUR). 

Pakistan 

Bombenanschlag auf Hotel in Quetta 
Am 21.04.21 seien bei einem Bombenanschlag auf ein Hotel in Quetta (Balochistan) mindestens vier Menschen 
getötet und zwei Dutzend verletzt worden. Der chinesische Botschafter soll Gast des Hotels gewesen sein, sich aber 
während der Explosion nicht dort aufgehalten haben. 
In der Provinz sind Separatisten aktiv, die in der Vergangenheit bereits Anschläge auf chinesische Ziele innerhalb 
Pakistans verübt haben. China treibt in Pakistan im Rahmen seiner politischen Agenda der Neuen Seidenstraße 
wirtschaftliche Projekte voran. 
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Attentat auf Journalisten in Islamabad 
Am 20.04.21 wurde in einem Park in Islamabad ein mutmaßlich gezieltes Attentat auf einen Journalisten und 
Fernsehmoderator verübt. Er war ehemals in leitender Funktion innerhalb der für Medienlizenzen zuständigen 
Regulierungsbehörde (Pakistan Electronic Media Regulatory Authority, PEMRA) tätig. Bei dem Attentat erlitt er 
einen Bauchschuss und überlebte durch eine Notoperation. 

Zwangskonversionen von Hindu-Frauen in der Provinz Sindh 
In einer investigativen Dokumentation interviewte Radio Mashaal in der Provinz Sindh mehrere hinduistische 
Familien, deren Töchter in bestimmten Einrichtungen zum Islam gezwungen und mit muslimischen Männern 
verheiratet worden seien. Drei dieser Zentren sollen in der Provinz existieren, in denen Zwangskonversionen von 
religiösen Minderheiten durchgeführt werden würden. 
Nach Schätzungen leben 4,5 Mio. Hindus in Pakistan, die meisten von ihnen in der Provinz Sindh. Genaue Zahlen 
zu Zwangskonversionen liegen nicht vor, es wird aber davon ausgegangen, dass jährlich bis zu 1.000 Mädchen und 
junge Frauen überwiegend hinduistischen Glaubens von Zwangskonversion betroffen seien. 

Republik Kongo 

Amnesty International (ai): Zunahme von Repressalien 
Nach dem ai-Bericht „Sur le dos de la crise. Violations du droit à la santé et répression des défenseurs des droits 
économiques et sociaux en République du Congo“ vom 19.04.21 ist ein repressives Vorgehen der Exekutivorgane 
gegen Menschenrechtsaktivisten, Kritiker, Journalisten, Gewerkschafter und weiterer Personen zu beobachten, die 
auf die Folgen und Auswirkungen der durch den Ölpreisverfall 2014 verschärften Wirtschaftskrise sowie der 
COVID-19-Gesundheitskrise auf das tägliche Alltagsleben der Bevölkerung hinweisen. Stark betroffen sei laut ai 
insbesondere der Zugang zum Gesundheitswesen, das von Missmanagement und multiplen Problemlagen geprägt 
ist. Die kongolesischen Behörden wurden von ai aufgefordert, das Recht auf Meinungsäußerungs- und 
Versammlungsfreiheit zu respektieren und willkürliche Festnahmen und Inhaftierungen von Personen einzustellen, 
die den Umgang der Regierung mit der Wirtschaftskrise anprangern. Auch sei eine Investition in das 
Gesundheitswesen und die Bereitstellung wichtiger Dienstleistungen sicherzustellen. 

Russische Föderation 

Nawalny beendet Hungerstreik 
Nach rund drei Wochen hat der in einem Straflager inhaftierte Oppositionelle Alexej Nawalny am 23.04.21 das Ende 
seines Hungerstreiks angekündigt. Nawalny hatte das Essen verweigert, um so gegen die unzureichende 
medizinische Versorgung zu protestieren. Nawalnys Ärzte hatten am 22.04.21 in einem von Medien veröffentlichten 
Brief an den 44-Jährigen appelliert, seinen Hungerstreik sofort zu beenden. Die Ärzte hatten nach eigenen Angaben 
die vorliegenden Untersuchungsergebnisse ausgewertet. 

Demonstrationen für die Freilassung von Nawalny 
Nach Angaben des Bürgerrechtsportals Ovd-Info sind am 21.04.21 bei landesweiten Demonstrationen für die 
Freilassung Nawalnys bis zu 2000 Menschen festgenommen worden. Allein bei der Kundgebung in St. Petersburg 
habe die Polizei mehr als 350 Demonstrierende in Gewahrsam genommen. Insgesamt listete das Portal Festnahmen 
in mehr als 80 Städten auf. Die Behörden hatten davor gewarnt, an den nicht genehmigten Protesten teilzunehmen. 
In Moskau sei die Demonstration hingegen ohne größere Zwischenfälle verlaufen. Im Stadtzentrum waren 
Tausende Menschen auf den Straßen, um Nawalny zu unterstützen. Viele forderten auch den Rücktritt des 
russischen Präsidenten Putin, dem sie die Unterdrückung Andersdenkender vorwerfen. Insgesamt nahmen 
wesentlich weniger Demonstrierende an den Kundgebungen teil als im Januar und Februar 2021. Dies dürfte vor 
allem darauf zurückzuführen sein, dass bei den vorangegangenen landesweiten Solidaritäts-Demonstrationen 
mehr als 11.000 Menschen festgenommen worden waren und die Sicherheitskräfte mit teils massiver Härte gegen 
die Protestierenden vorgingen. 
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Somalia 

Regierungskrise 
Präsident Farmajo traf am 19.04.21 Félix Tshisekedi, Präsident der DR Kongo und Vorsitzender der Afrikanischen 
Union (AU), in Kinshasa, und bat die AU um Unterstützung in der Wahlkrise (vgl. BN v. 19.04.21). Die Mitglieder des 
UN-Sicherheitsrates lehnten am 20.04.21 in einer informellen Sitzung die Verlängerung der Amtszeit des 
somalischen Präsidenten Farmajo ab und forderten die Regierung und Opposition zum Dialog auf. Dabei 
befürworteten sie die Bemühungen der AU, als Vermittler zu fungieren. Zugleich kommt es seit dem 17.04.21 in 
Mogadischu vermehrt zu Protesten und Straßenblockaden von Oppositionellen. Am 25.04.21 kam es in Mogadischu 
zu Schußwechseln zwischen Befürwortern und Gegnern einer Verlängerung der Amtszeit des Präsidenten innerhalb 
der Regierungstruppen. 

Fünf al-Shabaab-Kämpfer in Puntland zum Tode verurteilt 
Am 21.04.21 wurden fünf al-Shabaab-Kämpfer vom Militärgericht in Puntland zum Tode verurteilt. Die Gruppe 
wurde für schuldig befunden, seit etwa einem Jahrzehnt eine Reihe von Anschlägen auf Angehörige der Streitkräfte, 
die Zivilgesellschaft und Medienschaffende in Puntland verübt zu haben. 

Dürre 
Unterdurchschnittliche Regenfälle Ende 2020, eine wärmere Trockenzeit Anfang 2021 und eine aktuell verspätet 
beginnende Regenperiode haben zu einer Dürre geführt. Mehr als 80 % des Landes sind davon „mäßig bis schwer“ 
betroffen, so die UN. Die letzte Dürre erlebte Somalia in den Jahren 2016/2017. Sollten die Niederschläge nicht 
zunehmen, könnte dies zu einer Verschlechterung der aktuellen humanitären Situation, insbesondere in ländlichen 
Gebieten, führen. Hilfsorganisationen warnen ebenfalls vor einer Hungersnot und rechnen mit Zehntausenden 
Vertriebenen. 

Anschläge 
Am 20.04.21 wurde ein Bezirksbeamter in Mogadischu bei einem Anschlag getötet und drei Zivilisten verletzt. Am 
Tag darauf wurden bei einer Mörserattacke auf den Präsidentenpalast in Mogadischu drei Zivilpersonen getötet 
und vier weitere verletzt, als eine Mörsergranate ein Wohngebiet traf. Al-Shabaab bekannte sich zu beiden 
Anschlägen. 

Syrien 

Wüste von Homs: 200 Tote bei russischen Luftschlägen 
Ein Sprecher des russischen Militärs teilte am 19.04.21 mit, dass bei einem Angriff auf IS-Stellungen in Ostsyrien, 
nordöstlich der antiken Oasenstadt Palmyra, etwa 200 Kämpfer getötet worden seien. Bei dem Einsatz sollen auch 
ca. 500 kg Munition und Sprengstoff sowie 24 Fahrzeuge vernichtet worden seien. 

Qamischli: Zusammenstöße zwischen SDF und Regierungstruppen 
Die kurdisch geführten Demokratischen Kräfte Syriens (SDF) berichteten am 21.04.21 von einem Angriff der 
sogenannten Nationalen Verteidigungskräfte (NDF) auf einen Checkpoint in der Stadt. Die NDF ist eine Miliz, die 
auf der Seite der Zentralregierung in Damaskus steht und in die Organisationsstruktur der syrischen Streitkräfte mit 
aufgenommen wurde. Ein Angehöriger der kurdischen Sicherheitskräfte, bekannt als Asayîş oder Asayesch, kam bei 
anschließenden Kämpfen mit der NDF-Miliz ums Leben. 
Qamischli steht mehrheitlich unter der Kontrolle der SDF. In einzelnen Stadtteilen und um den Flughafen sind 
jedoch Sicherheitskräfte der Regierung aus Damaskus für die öffentliche Sicherheit verantwortlich. Was zum 
Ausbruch der jüngsten Kämpfe geführt hat, ist nicht bekannt. 

Syrischer Flugabwehrkörper erreicht Süden Israels 
Am 22.04.21 explodierte eine syrische Rakete nahe der israelischen Atomanlage Dimona in der Negev-Wüste,  
200 km entfernt von der syrischen Grenze. Ein Sprecher des israelischen Militärs erklärte, die Rakete (ein russisches 
Modell des Typs SA-5) sei 30 km entfernt vom Reaktor eingeschlagen. Israelische Medien berichteten seit Wochen 
über einen Ausbau der Verteidigungsanlagen um Dimona und den Hafen zum Roten Meer in Eilat, nachdem 
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Angriffe aus dem Iran oder von durch den Iran unterstützen Kräften erwartet werden. Israels 
Raketenabwehrsystem verfehlte die Rakete aus Syrien. 
Der Abschuss aus Syrien habe Experten zufolge einem israelischen Kampfflugzeug oder einer Drohne gegolten, die 
zu dem Zeitpunkt Ziele in Dumeir, einem Vorort von Damaskus, angegriffen haben soll. Dort sollen sich sowohl 
Einrichtungen der syrischen Armee als auch von iranisch unterstützen Milizen befinden. 
Nach dem Vorfall bombardierte Israels Luftwaffe mehrere Raketenabschussanlagen des syrischen Militärs. Der 
staatlichen Nachrichtenagentur Syriens zufolge sollen dabei vier Soldaten verletzt worden sein. 

Öltanker vor Küste Syriens in Brand 
Das Ölministerium meldete am 24.04.21, dass ein Drohnenangriff das Feuer auf einem Öltanker vor der Küste 
ausgelöst haben soll. Die staatliche Nachrichtenagentur SANA meldete, das Feuer sei vor der Raffinerie in Baniyas 
(Tartus) unter Kontrolle gebracht worden. Der Angriff soll aus den Territorialgewässern des Libanon heraus 
stattgefunden haben. Weitere Details gab das Ölministerium nicht bekannt. Der iranische Fernsehsender al-Alam 
berichtete unterdessen, dass es sich um eines von insgesamt drei Schiffen aus dem Iran handeln soll, die vor Kurzem 
in Syrien eingetroffen waren. 

COVID-19-Pandemie 
Nach einer dreiwöchigen Schulschließung wurden die Abschlussarbeiten an Schulen in den Gebieten unter 
Regierungskontrolle in diesem Jahr vorgezogen. Die ersten Prüfungen erfolgten am 24.04.21. Am Vortag erhielt die 
Regierung in Damaskus 150.000 Dosen mit Impfstoff aus China. Auch über die internationale COVAX-Initiative 
erhielt Damaskus bereits 200.000 Impfstoffdosen. Damit sollen noch vor Ablauf des Jahres etwa 20 % der 
Bevölkerung eine Immunität gegen das Virus erhalten. 

Tschad 

Präsident Déby kurz nach Wiederwahl bei Frontbesuch getötet 
Nach Armeeangaben war der langjährige Präsident Idriss Déby bei einem Frontbesuch im Norden des Landes am 
19.04.21 an den Folgen einer Schussverletzung gestorben. Erst kurz zuvor hatte die Wahlkommission seine 
Wiederwahl als Präsident bei den am 11.04.21 stattgefundenen Wahlen bestätigt. Seit Mitte April 2021 lieferte sich 
die Armee mit der an der libysch-tschadischen Grenze stationierten Rebellengruppe Front pour l'alternance et la 
concorde au Tchad (Front für Wandel und Eintracht, FACT) Gefechte, nachdem diese einen Grenzposten 
angegriffen hatte und versuchte auf die Hauptstadt vorzurücken. 
Neben dem Tod Débys verkündete ein Sprecher des Militärs am 20.04.21 die Auflösung des Parlaments und der 
Regierung und damit die Einsetzung einer 18-monatigen, militärischen Übergangsregierung unter Führung von 
Mahamat Idriss Déby, dem Sohn des verstorbenen Präsidenten. Die politische Opposition, die FACT sowie Teile 
der Armee selbst verurteilten die Einsetzung von Débys Sohn als Coup d'état. 

Türkei 

Menschenschmuggel mit Dienstpässen 
Nach Berichten türkischer Medien sollen im vergangenen Jahr mindestens 45 Menschen aus der osttürkischen 
Provinz Malatya mithilfe von sogenannten grauen Dienstpässen visafrei nach Deutschland gereist sein, von denen 
nur zwei in die Türkei zurückkehrt seien. Der Grund für die Reise und Ausstellung der Pässe sei etwa die Einladung 
zu einem Umweltseminar in Hannover gewesen. Die türkischen Behörden leiteten unterdessen Ermittlungen gegen 
sechs sowohl von der Regierungspartei AKP als auch von der Opposition geführte Gemeindeverwaltungen wegen 
mutmaßlicher Verwicklung ein. Nach Medienberichten soll es sich um ein Netzwerk handeln, das Menschen 
mithilfe von Dienstpässen nach Deutschland schmuggele. Demnach seien bereits zwischen 2019 und 2020 aus 
verschiedenen türkischen Provinzen systematisch mehrere hundert Menschen auf diese Weise nach Deutschland 
gebracht worden. In Zusammenarbeit mit den türkischen Gemeinden seien Einladungen aus Deutschland etwa zu 
Umwelt- oder Kulturveranstaltungen besorgt worden, die Gemeinden hätten für die Passausstellung Gelder 
erhalten. So sollen die Reisenden zwischen 6.000 und 8.000 EUR pro Person gezahlt haben. Inzwischen sei die 
Ausstellung von grauen Dienstpässen für Nicht-Staatsbedienstete zunächst ausgesetzt worden. 



11 

Militäroffensive gegen PKK 
Nach Medienberichten ging das türkische Militär am 23.04.21 von der Grenzstadt Hakkari aus mit Luft- und 
Artillerieangriffen gegen Ziele der verbotenen kurdischen Arbeiterpartei PKK im Nordirak vor. Am nächsten Tag 
kamen auch Spezialkräfte, bewaffnete Drohnen und Helikopter zum Einsatz. Die Ziele lagen u.a. in den schwer 
zugänglichen irakischen Kandil-Bergen, dort liegt das Hauptquartier der PKK. Das Ziel der Offensive sei nach 
türkischen Angaben, die „Terrorbedrohung“ entlang der Südgrenze „vollständig zu beenden“. 

Anklagen wegen Studentenprotesten 
Bei den seit Januar 2021 stattfinden Protesten der Studierenden und Akademiker der Boğaziçi-Universität gegen 
den neuen Direktor war es Anfang Februar 2021 zur Festnahme von zahlreichen Personen gekommen (vgl. BN v. 
08.02.21 u. 29.03.21). Über 100 von ihnen müssen sich nach Medienberichten nun vor Gericht verantworten, da 
ihnen ein Verstoß gegen ein Corona-bedingtes Demonstrationsverbot vorgeworfen wird. Es steht noch kein 
Prozesstermin fest. 

Massenverhaftungen von Gülen-Anhängern angeordnet 
Am 26.04.21 ordnete die Staatsanwaltschaft von Istanbul in 62 türkischen Provinzen die Verhaftung von 532 
Personen an, die in den türkischen Streitkräften tätig sind oder waren. Ihnen wird vorgeworfen Verbindungen zur 
Gülen-Bewegung zu haben. 459 Verdächtige befinden sich noch im aktiven Dienst. 

Eröffnung des Kobane-Verfahrens 
Am 26.04.21 eröffnete ein Gericht in Ankara den Prozess gegen 108 Mitglieder der pro-kurdischen HDP im 
Zusammenhang mit Protesten, die 2014 während eines IS-Angriffs auf die syrisch-kurdische Stadt Kobane 
ausgebrochen waren. Bei den Protesten waren 37 Menschen gestorben. Den Angeklagten wird vorgeworfen, durch 
Anstachelung zum Aufruhr den Tod von 37 Protestierenden verschuldet und die Einheit und Integrität des Staates 
gefährdet zu haben. 

Vietnam 

Haftstrafen wegen Veröffentlichungen in sozialen Medien 
Ein Gericht in der Provinz Phu Yen verurteilte am 23.04.21 eine Journalistin wegen regierungskritischer 
Veröffentlichungen in sozialen Medien zu acht Jahren Haft. Sie wurde im August 2020 festgenommen. 
Am 22.04.21 wurde Medienberichten zufolge eine Facebooknutzerin von einem Gericht in der südvietnamesischen 
Stadt Can Tho zu einer Haftstrafe von zwei Jahren verurteilt. Auch ihr werden regierungskritische Aussagen in 
sozialen Medien vorgeworfen. 

Zentralafrikanische Republik 

MINUSCA: Unterstützung der Parlamentswahl 
Der Termin für die nächste Runde der Wahl zur Nationalversammlung (vgl. BN v. 11.01.21 u. 22.03.21) wurde auf 
den 23.05.21 festgelegt. Nachdem das Verfassungsgericht nun die endgültigen Ergebnisse des Durchgangs vom 
14.03.21 verkündet hat, verbleiben 49 von insgesamt 140 Mandaten zu besetzen. Die Mission multidimensionnelle 
intégrée des Nations Unies pour la stabilisation en République centrafricaine (MINUSCA) der UN kündigte gemäß 
ihrem Mandat (vgl. BN v. 29.03.21) ihre Unterstützung bei Logistik und Sicherheit der Wahl an. In der 
entsprechenden Pressemeldung vom 21.04.21 informierte die UN Mission u.a. auch über eine gemeinsame Mission 
der MINUSCA und lokaler Behörden in der Nähe der Stadt Zémio (Osten des Landes, an der Grenze zur DR Kongo), 
um mit einem führenden Vertreter der bewaffneten Gruppierung Lord’s Resistance Army (LRA, französisch Armée 
de Libération du Seigneur) überdie Freilassung von Kindern durch die LRA zu sprechen. 

2.000 fliehen aus Norden nach Tschad 
Ein UNHCR-Sprecher teilte am 20.04.21 mit, dass in der davorliegenden Woche mehr als 2.000 Menschen aus der 
grenznahen Region Kago-Bandoro nach Tschad geflohen sind. Grund sind Zusammenstöße zwischen 
Rebellengruppen und vordringenden Regierungstruppen. Gegenüber dem UNHCR vor Ort hätten Ankommende 
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auch von Gewaltakten, Plünderung und Erpressung durch Rebellen berichtet. Aktuell halten sich knapp 11.000 
zentralafrikanische Flüchtlinge in Tschad auf, von insgesamt 117.000 in Nachbarländern (vgl. BN v. 01.02.21). Der 
UNHCR beklagt, nur 12 % der Mittel zur Verfügung zu haben, die er für seine Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
Vertreibung in und aus dem Land benötigt. 

Gruppe 62 - Informationszentrum Asyl und Migration 
Briefing Notes 

BN-Redaktion@bamf.bund.de 
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